
Frankfurt am Main (dpa). Die deutschen
Autohersteller müssen einem Zeitungsbe-
richt zufolge den Schadstoffausstoß ihrer
Wagen deutlich weniger reduzieren als er-
wartet. Die EU-Kommission komme der
deutschen Branche mit ihren vielen schwe-
ren Premiumfahrzeugen entgegen, berich-
tete am Samstag die „Frankfurter Allge-
meine Zeitung“ unter Berufung auf ein
internes Papier der Europäischen Kommis-
sion. Danach müssten die Hersteller schwe-
rer Autos den Ausstoß ihrer Flotte nicht auf
durchschnittlich 130 Gramm Kohlendioxid
je Kilometer senken, sondern dürften ein-
deutig darüber bleiben. Im Gegenzug wür-
den Kleinwagen stärker belastet, damit der
EU-Durchschnitt von 130 Gramm bis 2012
erreicht werde. Derzeit liegt der Ausstoß bei
160 Gramm.

Der Gesetzesvorschlag werde von Umwelt-
kommissar Stavros Dimas und Industriekom-
missar Günter Verheugen am 19. Dezember
vorgelegt werden, hieß es dazu aus Brüssel.

Der Verband der Automobilindustrie
wollte den Bericht nicht kommentieren.
Laut „FAZ“ soll der je Kilogramm gewährte
Nachlass für schwere Autos allerdings konti-
nuierlich sinken, je schwerer ein Auto sei.
So wolle die Kommission sicherstellen, dass
die Produzenten sehr schwerer Autos einen
größeren Beitrag zum Klimaschutz leisten
als die von leichteren Wagen. Die deutsche
Autoindustrie fordert seit langem nach Fahr-
zeugsegmenten differenzierte Vorgaben.

Vor den versammelten Staats- und Regie-
rungschefs der Europäischen und der Afrika-
nischen Union sagte Merkel in Lissabon:
„Wir setzen uns für Menschenrechte ein,
weil wir die Konsequenzen kennen, wenn
sie missachtet werden: politische Instabili-
tät, Krieg, Flucht und Vertreibung.“ – „Die
Folgen kennen keine Grenzen – auch nicht
zwischen Kontinenten“, fügte die Bundes-
kanzlerin hinzu. „Die Achtung der Men-
schenrechte dagegen eröffnet Chancen in
ungeahntem Ausmaß.“

Auch andere EU-Regierungsvertreter äu-
ßerten deutliche Kritik insbesondere an
Menschenrechtsverletzungen in Simbabwe.
Portugals Ministerpräsident José Sócrates
sagte, der Gipfel – der erste seit 2000 – sei
„schon zu lange hinausgeschoben worden“:
„Jahrelang war es die Beziehung zwischen
Europa und Simbabwe und die dortige
schwerwiegende Situation, die diesen Gip-
fel unmöglich machte.“ Er hoffe, dass neue
politische Instrumente, die die EU und
Afrika nun entwickelten, in Zukunft auch in
der Frage der Menschenrechte „bessere Er-
gebnisse“ ermöglichten. Beide Seiten bekräf-
tigten die Absicht, eine neue strategische

Partnerschaft zu begründen. „Die wirkliche
Bedeutung dieses Gipfels liegt darin, die
Grundlage für eine neue Partnerschaft zu
schaffen, die auf gegenseitigem Respekt
und der Absicht zur Förderung gemeinsa-
mer Interessen beider Kontinente besteht“,
sagte der ghanaische Präsident John Ku-
fuor, derzeit Präsident der Afrikanischen
Union. Sócrates erklärte: „Die Geschichte
fordert uns auf, gemeinsam ein völlig neues
Blatt in den Beziehungen zwischen Europa
und Afrika zu beschreiben.“ EU-Kommissi-
onspräsident José Manuel Barroso sagte,
natürlich müsse man auch über die Lage in
Darfur oder die Frage von Menschenrechten
in Simbabwe sprechen. „Jene, die für die
Freiheit und Unabhängigkeit ihrer Länder
gekämpft haben, werden jetzt hoffentlich
auch die Freiheit der eigenen Bürger akzep-
tieren können“, sagte Barroso, während der
simbabwische Präsident und einstige Unab-
hängigkeitskämpfer Robert Mugabe re-
gungslos zuhörte.

Der Präsident des Europaparlaments, der
CDU-Abgeordnete Hans-Gert Pöttering, for-
derte die Afrikanische Union auf, „wirksame
Maßnahmen zu entwickeln, welche die Bür-
ger einzelner Staaten nicht schutzlos ihrer
Führung ausliefern, wenn diese Staaten in
fundamentaler Weise die Menschenrechte
verletzen und das eigene Land ruinieren“.
Der britische Premierminister Gordon
Brown blieb dem Treffen aus Protest gegen
die Anwesenheit Mugabes fern.

Lissabon (dpa). Bundeskanzlerin
Angela Merkel hat sich gestern
beim EU-Afrika-Gipfel
nachdrücklich für die Beachtung
der Menschenrechte eingesetzt.

Wissenschaftler hoffen seit langem, mit
Hilfe von embryonalen Stammzellen neue
Heilverfahren entwickeln zu können. Für
die Kirchen und die Lebensschützer in den
politischen Parteien ein ethisch hochbedenk-
liches Unterfangen: Leben töten, um Leben
zu retten? Um der Forschung ein Stück weit
entgegenzukommen, wurde 2002 im Bun-
destag ein Kompromiss gefunden: Demnach
dürfen in Deutschland nur embryonale
Stammzellen verwendet werden, die aus
dem Ausland importiert und vor dem 1. Ja-
nuar 2002 gewonnen wurden.
Wissenschaftler fordern seit langem, diesen
Stichtag zu verschieben, vor allem wohl
deshalb, weil die alten Stammzelllinien
kaum mehr zu gebrauchen sind. Nun hat
die CDU auf ihrem Parteitag Anfang der
Woche für die Verschiebung gestimmt, die
Mehrheit fiel indes äußerst knapp aus.

Der Bischof der Diözese Rottenburg-Stutt-
gart, Gebhard Fürst, äußert sich im Ge-
spräch mit Sonntag Aktuell überrascht und
irritiert über den Parteitagsbeschluss. Allein
die vorausgegangene, emotional geführte
Diskussion und das knappe Ergebnis bei der
Abstimmung offenbarten das ethische Di-
lemma, in dem sich die gesamte Gesell-
schaft in dieser Frage befinde. In einer
solchen Situation sei es unangemessen und
falsch, das „ethische Schisma“ und die „La-
gerbildung“ noch zu verschärfen.

„Ich bin enttäuscht, dass ausgerechnet die
CDU diese Position geräumt hat“, sagt der
Katholik unmissverständlich. Und dies in
einer Zeit, in der neue Hoffnung keime.
Fürst verweist auf die jüngsten Erfolge
japanischer und amerikanischer Forscher-
teams, denen es gelungen ist, Stammzellen
aus Haut- und Bindegewebszellen zu gewin-
nen, die von einer erwachsenen Frau und
einem Baby stammten. Insofern sei auch die

Hoffnung nicht mehr unbegründet, mit sol-
chen Zellen genau die Ziele zu erreichen,
die man glaubte, nur mit embryonalen
Stammzellen erreichen zu können. Um letz-
tere zu gewinnen und mit ihnen experimen-
tieren zu können, müssten Embryonen getö-
tet werden, so Fürst.

Wenn der Stichtag einmal verschoben
werde, mahnt der Bischof, könnten in Zu-
kunft weitere Verschiebungen kaum noch
verhindert werden. Damals sei von Wissen-
schaftlern im Nationalen Ethikrat behauptet
worden, embryonale Stammzellen hätten
Ewigkeitswert. „Das hat sich als brüchiges
Versprechen erwiesen. Das Gleiche wird
wieder eintreten.“ Darüber hinaus gebe es
Forscher, die Embryonen ausschließlich des-
wegen im Reagenzglas züchten wollten, um
sie dann zu töten. „Eine Stichtagsverschie-

bung ist ein erster Schritt zur völligen
Liberalisierung.“

Schon im Frühjahr ist damit zu rechnen,
dass sich der Bundestag wieder mit der
Stichtagsregelung befasst. Fürst baut war-
nend vor: „Die katholische Kirche bleibt aus
guten Gründen bei ihrer Position: Auch
embryonale Menschen dürfen zum Zwecke
einer erhofften besseren Heilung anderer
Menschen nicht getötet werden.“ Die For-
schung sei frei, so Fürst, aber die Freiheit
der Forschung sei nicht grenzenlos. „Sie hat
ethische Grenzen.“ Schon einmal, nämlich
während der Nazizeit, seien in Deutschland
Menschenversuche gemacht worden mit der
Begründung, man könne damit die Hei-
lungschancen anderer Menschen verbes-
sern. Zu diesem Zwecke seien in Auschwitz
Menschenversuche gemacht worden.

Auch der evangelische Landesbischof in
Württemberg, Frank Otfried July, sieht den
CDU-Parteitagsbeschluss kritisch. Zwar
gebe es Stimmen in seiner Kirche, die eine
Verschiebung des Stichtags für möglich hiel-
ten. Er selbst aber habe große Bedenken:
„Eine Instrumentalisierung und Verwen-
dung menschlichen Lebens auch im Anfangs-
zustand bereitet den Weg zu immer weiter
gehenden Verfügbarkeitsansprüchen.“

Eine Veränderung der Stichtagsregelung,
so der Bischof im Gespräch mit Sonntag
Aktuell, öffne die Tür zu immer neuen
Anpassungen. Der ethische Diskurs in dieser
Frage müsse unbedingt weitergeführt wer-
den. July wünscht sich wie auch Fürst, dass
nur die Forschung mit adulten Stammzellen
politische und gesellschaftliche Förderung
erfahre.  Andreas Braun

Kein Eingriffe. Die EU-Wettbewerbs-
kommissarin Neelie Kroes hat sich ge-
gen staatliche Eingriffe in die Wirtschaft
ausgesprochen. „Eine Einmischung in
grenzübergreifende Fusionen oder der
Schutz von Arbeitsplätzen und Bran-
chen vor dem internationalen Wettbe-
werb sind wirkungslos“, sagte Kroes
gestern bei der Entgegennahme der
Reinhold-Maier-Medaille in Stuttgart.
Am Rande der Verleihung bewertete
Kroes die Einführung von Mindestlöh-
nen im Postsektor kritisch: „Die EU wird
ein strenges Auge darauf werfen.“

Mehr Geld. Die kommunalen Arbeitge-
ber sind bei der bevorstehenden Tarif-
runde für die Beschäftigten von Bund
und Kommunen zu deutlichen Lohnerhö-
hungen bereit. Ein Tarifabschluss wie
bei den Ländern, wo die Löhne von
Januar an um 2,9 Prozent steigen, sei
auch für die Kommunen vorstellbar,
sagte der Präsident der Vereinigung der

kommunalen Arbeitgeberverbände, Tho-
mas Böhle, der „Wirtschaftswoche“.
Dazu müsse allerdings eine Verlänge-
rung der Arbeitszeit im Westen von 38,5
auf 40 Stunden kommen, so wie es
schon in Ostdeutschland der Fall sei.

Keine Erinnerung. Die Affäre um zer-
störte CIA-Videomitschnitte von „har-
schen“ Verhören mutmaßlicher hochran-
giger Al-Qaida-Terroristen schlägt im-
mer höhere Wellen. Das Weiße Haus
versicherte, dass Präsident George W.
Bush erst kürzlich über die Existenz und
Vernichtung der Bänder informiert wor-
den sei. Bush habe „keine Erinnerung“
daran, dass er schon früher von den
Aufzeichnungen oder deren Zerstörung
gewusst habe, zitierte der US-Sender
CNN eine Sprecherin. Bush sei erst am
Vortag unterrichtet worden. Laut „New
York Times“ wussten jedoch hohe Be-
amte im Weißen Haus und Justizministe-
rium seit 2003 von den Bändern.   dpa

Das C verursacht Ungemach: Aus
der katholischen und der evangeli-
schen Kirche wird Kritik laut am
Stammzellen-Beschluss der CDU.

Für Hersteller schwerer Autos

Nun doch mehr
Schadstoff erlaubt

EU-Afrika-Gipfel sucht neue Wege der Partnerschaft
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Kritik und Mahnung: der katholische Bischof Gebhard Fürst (links) und der evangelische Bischof Frank Otfried July.  Bilder: dpa

Im Gespräch mit Sonntag Aktuell mahnen Bischöfe der katholischen und evangelischen Kirche den Schutz des Lebens an

Kirchen auf Konfrontationskurs mit CDU

K U R Z N O T I E R T

New York (dpa). Bei der Entscheidung zur
Zukunft des Kosovo droht den Vereinten
Nationen ein Machtkampf mit Moskau. Der
serbische Ministerpräsident Vojislav Kostu-
nica bekräftigte am Samstag die von Russ-
land unterstützte Forderung, die Gespräche
zwischen Serben und Kosovo-Albanern über
den künftigen Status der abtrünnigen Pro-
vinz fortzusetzen. Die Kosovo-Troika aus
EU, USA und Russland erklärte die Verhand-
lungen dagegen in ihrem Bericht an die UN
offiziell für gescheitert.

Der russische Außenminister Sergej Law-
row kritisierte am Samstag in Moskau die
Unterstützung der USA für die von Pristina
angekündigte einseitige Unabhängigkeitser-
klärung. Die Alternativlosigkeit, mit der vor
allem Washington eine solche Unabhängig-
keit fordere, sei das größte Hindernis bei
der Suche nach einer Verhandlungslösung,

sagte Lawrow nach Angaben der Agentur
Interfax.

In dem Bericht, der am Freitag an UN-Ge-
neralsekretär Ban Ki Moon übergeben wur-
de, hieß es: „Nach 120 Tagen intensiven
Verhandlungen waren die Parteien nicht in
der Lage, eine Einigung über den Status des
Kosovo zu erreichen. Keine Seite war bereit,
in der grundlegenden Frage der Souveräni-
tät nachzugeben.“ Der Sicherheitsrat will
sich am 19. Dezember mit dem Thema
befassen.

Die Kosovo-Albaner streben die Unabhän-
gigkeit von Serbien an, Belgrad will die
Provinz nicht ziehen lassen. Beide Seiten
hätten jedoch zugesagt, auf Gewalt, Drohun-
gen oder Einschüchterungsversuche zu ver-
zichten, heißt es in dem Troika-Bericht.
„Beide Seiten müssen daran erinnert wer-
den, dass ein Bruch dieser Zusagen die

europäische Zukunft beeinträchtigt, die
beide wollen.“ Russland fordert eine Lö-
sung, der auch Belgrad zustimmen könne.

Auch beim Nato-Russland-Rat habe die
Position des Kreml kein Gehör bei den
Amerikanern gefunden, kritisierte Lawrow.
„Ich hoffe, dass der UN-Sicherheitsrat jetzt
die nötigen Schlüsse zieht“, fügte der Au-
ßenminister hinzu. Der russische UN-Bot-
schafter Witali Tschurkin hatte am Freitag
angekündigt, Moskau werde in dem höchs-
ten UN-Gremium auf eine Fortsetzung der
bilateralen Verhandlungen drängen. Der
Westen hält die Gespräche für ausgereizt.

Der serbische Ministerpräsident Kostu-
nica erklärte in seiner in Belgrad veröffent-
lichten Stellungnahme, Verhandlungen
seien der einzige Weg für eine Lösung, die
eine „unvorhersehbare und langwierige“
Krise verhindern könnte.

Portugals Staatspräsident José Sócrates, Gastgeber des EU-Afrika-Gipfels, begrüßt
Bundeskanzlerin Angela Merkel.   Bild: dpa
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